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Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 
Wien, 6. April. Bei der hier ſtattgehabten Eröffnung 
des niederöſterreichiſchen Landtages ſagte der Statthalter in 
ſeiner Eröffnungsrede unter Anderem: Die Bevölkerung er⸗ 
warte, daß die Abgeordneten unter allen Verhältniſſen für 
das gute Recht Geſammt⸗Oeſterreichs und der Dynaſtie ein⸗ 
stehen werden. Er verſicherte, daß die Regierungsorgane es 
jeder Zeit als ihre heilige Pflicht betrachten werden, die 
Zwecke der Landesvertretung, welche auch die Zwecke der We: 
gierung ſeien, bereitwilligſt zu fördern. In ſeiner Erwide⸗ 
rung betonte der Landtagsmarſchall, daß der Landesvertretung 
die Pflicht obliege, durch die Wahlen zum Reichsrathe für 
verfaſſungsmäßige Einigkeit und Kräftigung des Geſammt⸗ 
reiches mitzuwirken. 

Bei der Eröffnung des Landtages in Salzburg bean⸗ 
tragte der Abgeordnete Gſchmitzer eine Dankadreſſe an den 


worin ein Vertrauensvotum für das gegenwärtige Miniſte⸗ 
rium ausgeſprochen werden möge. Der Autrag wurde ein⸗ 
ſtimmig angenommen. 

In Prag fand vor der Eröffnung des Landtages ein 
Hochamt und eine Parade der Bürgerwehr ſtatt. Bei Eröff⸗ 
nung deſſelben wurde der Statthalter mit donnerndem Hoch⸗ 
ruf empfangen; er ſtellte den Oberſtlandesmarſchall vor, wo⸗ 
bei er fich der böhmiſchen Sprache bediente. Der Oberſtlan⸗ 
desmarſchall Graf Noſtiz hielt eine deutſche, ſein Stellver⸗ 
treter Wanka eine böhmiſche Anſprache. Nach der Ueber⸗ 
gabe des Diploms brachte der Abgeordnete Rieger in ſeinem 
ſowie im Namen der Abgeordneten Palacky und Brauner 
eine ſchriftliche Verwahrung gegen die oktroyirte Geſchäfts⸗ 

und Laudtagswahlordnung ein. Dieſe Verwahrung wurde zu 
Protokoll genommen. 

Wien, 6, April. In dem Landtage hat Mühlfeld und 
22 Genoſſen den Antrag eingebracht, an den Kaiſer eine 
Adreſſe zu richten, um den Dank des Landtages für die ein⸗ 
geleitete Verwirklichung des konſtitutionellen Prinzips auszu⸗ 
drücken. Der Landtag ſei erfüllt von der Idee eines großen, 
mächtigen, freien Oeſterreichs und erkenne als deſſen Grund⸗ 
lage die Reichseinheit. 

Eine ähnliche Adreſſe beſchloß der klagenfurter Landtag 
mit dem Ausdruck des Vertrauens, daß bis zur Wirkſamkeit 
des Meichsrathes keine Ausnahme ⸗Bewilligigung erfolge, 
welche die Reichseinheit mittelbar oder unmittelbar gefähr⸗ 
den könnte. . 3 

Agram, 6. April. Heute ift der herabgeriſſene kaiſer⸗ 
liche Adler wieder feierlich aufgerichtet worden. Die Gar⸗ 
niſon war zu dieſem Zwecke vor den Banus in Parade aus: 
ae a” — a 

Peſth, 6, April, 4 Uhr Nachmittags. 
tonigl. Schlofje Br Ofen eröffnet. Der Juder Curiae, Graf Apponyi, las, 
auf des Thrones unterſter Stufe ftehend, die königliche Botſchaft. Dieſelbe 
lautet im weſentlichen: 

„Der König, welcher fein Wort eingelöft, ſendet dem geſetzgebenden Kür: 
per Ungarns vertrauensvoll feinen Gruß, von der Ueberzeugung erfüllt, daß 
es lein Hinderniß, kein Mißverſtändniß gebe, das nicht guter Wille und Auf⸗ 
richtigkeit zu beſeitigen im Stande wäre. Der König ſetze ſeine Hoffnung auf 
den Landtag, den er einberufen, um die Verfaſſung herzustellen, zu ſichern 
und den Bedürfniſſen der Zeit anzupaſſen, beſonders aber, um nach beſchwor⸗ 
nem Krönungsdiplome ſich mit der heiligen Krone des erſten Königs krönen 
zu laſſen. Der König wolle den . 5 Forderungen der Nation umſo⸗ 
mehr genügen, als er erwarte, daß auch dieſe die Autorität des Königs und 
den Fortbeſtand des Reiches achten werde.), ; 

Die Thronrede betont im weiteren Verlaufe die Fortentwickelung des 
Oktober⸗Diploms und die Ausdehnung a Zuſtände auf das 

ganze Reich, unter Wahrung der Rechte Ungarns. Der König drückt die 

offnung aus, die ungariſche Nation werde bei der friedlichen Löſung einer 
den Völkern der ganzen Monarchie fo nahe gehenden Srage das Beiſpiel ihrer 
hnen befolgen, welche es ſtets verſtanden haben, die erfaſſung den Zeit⸗ 
verhältniſſen anzupaſſen. Der König bedauert, daß er die Verfaſſung nicht 

In dem Maße herſtellen konnte, als fein väterliches Herz es gewollt habe. 

Die Rücksicht auf die Integrität des Reiches machte es zur Nothwendigkeit, 
daß vorher die Gefühle der Nationalitäten erforſcht wurden. Unter den 
Geſetzen gab es ſolche, welche die Rechte des Souveräns und die Sicherheit 

der Monarchie bedrohten; die Frage bezüglich dieſer Geſetze bleibe zeitweilig 

1 Pr Schwebe, und dieſelben werden dem Landtage zur Revijion vorgelegt 

tages nach Beh. de erwähnt ſchließlich auch der Uebertragung des Land⸗ 

Zahlreiche Stellen der Thronrede wurden beifällig, die auf das Februar⸗ 
Patent bezügliche Stelle mit Murren aufgenommen. Sämmtliche Magna⸗ 
Enn und beiläufig 120 Deputirte hatten der Eröffnungs⸗Jeierlichkeit im ofener 
Schloſſe beigewohnt. Graf Apponyi, Deak und der Fürſt⸗Primas wurden 
1 ſchr belebt empfangen. Gegenwärtig Sitzung des Oberhauſes. Die Straßen 
— 5 Uhr 50 Minuten Nachmittags. Die Sitzung der Magnatenta⸗ 
fel wurde vom Alterspräſid. Ban Ebter ga 9 eröffnet; derſelbe gedenkt 
Batthyany's und ſtellt den Patriotismus deſſelben als Muſter auf. e 
folgte die Conſtituirung des Hauſes; die Vorleſung des Dekretes der Ernen⸗ 
nung des Grafen Apponyi zum Präſidenten und des Grafen Majlath zum 

Vicepraſidenten. Baron Gabriel Pronay (einem Telegramme vom Scharf⸗ 

chen Bureau zufolge ſtellte dieſen Antrag Graf Zichy), beantragt einen Pro: 

teſt gegen dieſe Ernennung, welche der Contraſignirung eines ungariſchen 
liniſters entbehre, und verlangt unter großer Zuſtimmung ein ungariſches 
tiniſterium. Nach längerer Debatte wird kein ſpezieller Proteſt, ſondern 
nur die betreffende Verhandlung in das Protokoll aufgenommen. 
or 7 Uhr 15 Minuten Nachmittags. Die Rede, mit welcher die Sitzung 


Der Landtag wurde heute im 


Unterhauſes von Ten eröffnet wurde, iſt ohne weſentliche Bedeu: 
ung. Der Secretär der Magnatentafel übergab die Abdicirungs⸗ u. Thron: 
beſteigungs⸗Urkunden. Hierauf folgte die Wahl der Verfications⸗Comite“s. 

Die nächſte Sitzung wird am Dinstag ftattfinden, (Preſſe. ) 
1 Peſth, 6. April. Um 11 Uhr wurde ein Veni sanete abgehalten. Der 
Primas pontificirte. Gegenwärtig waren jeit alle Magnaten, aber nur ge 
en 100 von 300 „Deuutirten. Eine zahlreiche Volksmenge wohnte ruhig der 
55 u Um 12 Uhr fand die Eröffnung des Landtages in der Du zu 

en ſtatt. F (Oſtd. P. 
Peſth, 6. April. Die Eröffnungsrede des Alterspräſidenten Paloczky 
dar im Ganzen unbeſtimmt, kühl und ſehr elaſtiſch. Nachmittags fand die 
Konferenz der Mitglieder des Unterhauſes ſtatt. Emanuel Gozdu, Ober: 
geſpan des kraßoer Komitates, und als ſolcher Mitglied der Magnatentaſel, 
überreicht im Auftrage der letzteren dem Afterspräſidenten die auf die Abdan⸗ 
Aung des Königs Ferdinand L. und des Erherzogs Franz Karl bezüͤglichen 
\ okumente. Nyarh proteſtirt gegen, dieſen Akt, indem er erklärt, ſolche Do⸗ 
umente müßten verfaſſungsmäßig in einer aus Mitgliedern beider Häuſer 
eſtehenden gemiſchten Sitzung vorgelegt werden. Man ſchreitet hierauf zur 
Wahl eines Verifikations⸗Comite s. Die Repräſentanten deponiren ihre Be: 
 Nanbigungsichreiben, Montag findet zur N an den Todestag 
4 Dann ein Requiem ſtatt. Die nächſte Sitzung iſt auf 3 

beraumt. 7 1 8 and. 

Fiume, 5, April. In der geſtrigen Comitatscongregation wurde ein aus 
Agram eingetroffenes Telegramm verleſen, das agramer M unicipium habe 


Kaiſer für die Verleihung der Neichs⸗ und Landesverfaſſung, f 
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Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem ſibernehmen alle Poſt⸗ 


Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Monta 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


ö Montag, den 8. April LSI. 


beſchloſſen, eine Deputation nach Wien zu ſchicken, um die Entfernung des 
Regiments Erzherzog Stephan zu erbitten, weil einige Soldaten das Natio⸗ 
nalwappen beſchimpften, und erſuche die fiumer Congregation, dieſen Be⸗ 
ſchluß telegraphiſch zu unterſtützen. 

Matland, 5. April. Die heutige „Perſeveranza“ berichtet aus Turin 
über die letzte Sitzung der Deputirtenkammer: Ferrari klagt die Regierung 
an, daß fie in den ſüdlichen Provinzen keine Liebe einzuflößen und keine öf⸗ 
fentliche Sicherheit aufrecht zu erhallen verſtand. Safe Allianz ſei die 
einzige Beruhigung, und doch habe Frankreich die Conſtituirung zweier Reiche 
in Italien befürwortet; wenn die Unzufriedenheit fortdauere, fa die Wieder⸗ 
entſtehung des Reiches Joachim Murat's zu befürchten. Ferrari ſchlägt eine 
parlamentariſche Unterſuchung vor, um die Bedürfniſſe der Völker kennen zu 
lernen, welche, unzufrieden, nur von der Gewalt niedergehalten werden kön⸗ 
nen. Das einzige Mittel, dies Alles zu heilen, wäre die Sendung Garibal⸗ 
di's, jene Provinzen zu regieren. Die Regierung möge Acht haben, dem Prä⸗ 
tendenten Murat keine Lockſpeiſe zu geben. Petrucelli verlangt, daß man den 
Neapolitanern Brot, Arbeit und Gerechtigkeit gebe, daß man die Statthalter⸗ 
ſchaft abſchaffe, und die Moralität der Beamten überwache. 

Einem Schreiben aus Paris zufolge, ſoll die franzöſiſche Garniſon in 
Rom verſtärkt werden; bezüglich einer franzöſiſchen Garniſon in Ancona 
ollen mit der italieniſchen Regierung Unterhandlungen eingeleitet ſein. Es 
zirkulirt das Gerücht, daß Garibaldi, Coſenz, Medici und Türr vier neue Dir 
viſionen aus den Elementen der aufgelöſten Garibaldiner errichten, und bes 
reits beauftragt ſeien, den Generalſtab und die Cadres zu bilden. 


Preuſ en. 
Landtag. 
K. C. 31. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten, am 6. April. 

Präſ. Simſon eröffnet die Sitzung gleich nach 10 Uhr. Am Miniſter⸗ 
tiſche v. Auerswald, v. Schleinitz, Graf Schwerin, v. Bernuth; ſpäter auch 
v. Patow, v. Bethmann⸗Hollweg, Graf Pückler. 

Vor dem Eintritt in die Tagesordnung giebt der Miniſter des Auswär⸗ 
tigen v. Schleinitz folgende Erklärung: 

„In den letzten Tagen iſt ein Vorfall zur Kenntniß der Regierung 
gekommen, welcher in weiten Kreiſen Aufſehen erregt hat, da derſelbe 
geeignet iſt, ein zweideutiges Licht auf die preußiſche Diplomatie zu 
werfen. Nach den Mittheilungen öffentlicher Blätter und nach ſonſti⸗ 
gen Angaben ſollen in Palermo Briefe in die Hände der Behörden 
gefallen ſein, welche ein der preußiſchen Geſandtſchaft attachirter Offizier 
übermittelt haben ſoll. In dieſen Briefen ſoll jener Offizier als eine 
Vertrauensperſon für die auf der Inſel Sieilien herrſchenden Inten⸗ 
tionen in Bezug auf die politiſche Frage bezeichnet ſein. Es iſt wohl 
überflüſſig hervorzuheben, daß die preußiſche Regierung derartigen Be: 
ſtrebungen fern ſteht und daß dieſelben nicht nur nicht von der Regie⸗ 
rung autoriſirt ſind, ſondern vielmehr in entſchiedenem Widerſpruch mit 
den laut bekundeten Intentionen der Regierung ſtehen. (Beifall.) Wenn 
deſſen ungeachtet eine ſolche Mitwirkung ſtattgefunden haben ſollte, ja, 
wenn ſie auch nur verſucht und beabſichtigt fein ſollte, was bisher nicht 
erwieſen iſt, ſo würde dies von der preußiſchen Regierung auf das 
Allerentſchiedenſte und Nachdrücklichſte desavouirt und mißbilligt werden 
müſſen. 


politiſcher Intereſſen und Zwecke zu machen. Die Staatsregierung hat 
auch ihrerſeits die erſte Kunde von dem Vorfalle durch die Zeitungen 
erhalten, ſie hat ſofort das Erforderliche angeordnet, um in kürzeſter 
Friſt eine vollſtändige und authentiſche Aufklärung über den ganzen 
Sachverhalt ſich zu verſchaffen und ſie wird dann je nach Maßgabe 
des Ergebniſſes der angeſtellten Ermittelungen eingedenk deſſen, was 
ihre Pflicht und ihres Amtes iſt, die geeignete Remedur nach allen 
Seiten hin eintreten zu laſſen wiſſen. (Beifall.) Um indeſſen von 
Vornherein jeder Mißdeutung vorzubeugen und keinen Zweifel beſtehen 
zu laſſen über die Stellung, welche die Staatsregierung zu dieſer un⸗ 
erquicklichen Angelegenheit einnimmt, hat es mir zweckmäßig geſchienen, 
vor dem Lande und deſſen Vertretern gleich jetzt die gegenwärtige offene 
Erklärung abzugeben.“ (Beifall.) 

Der erſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt der Commiſſtonsbericht über 
den Geſetzentwurf wegen der Eide der Juden. Der Geſetzentwurf iſt 
motivirt mit dem Nachweis, daß die jetzigen weitläuftigen Formalitäten ſo⸗ 
wohl unnbthig find als ein kränkendes Mißtrauen bezeugen; die Commiſſion 
tritt dem bei. 

Abg. Waldeck beantragt einen Zuſatzparagraphen, daß auch bei den 
Eiden der Chriſten die Formel genügen ſoll, „ſo wahr mir Gott helfe“, wo⸗ 
bei dem Schwörenden überlaſſen ſein ſoll, eine ſeiner religiöfen Ueberzeu⸗ 
gung entſprechende Bekräftigungsformel hinzuzufügen; das Amendement wird 
hinlänglich unterſtützt. 

Abg. Met ener (Geldern): Daß die objective Garantie in der 
beantragten Eidesformel liege, ſei zuzugeben; es frage ſich aber, ob auch die 
ſubjektive Garantie darin enthalten ſei, ob der ſchwörende Jude ſich auch 
durch die jetzt vorgeſchlagene Formel gebührend gebunden fühle. Die Re⸗ 
gierung habe ſich deshalb auf die Gutachten der Rabbiner u. ſ. w. bezogen; 
der Nachweis genüge ihm aber nicht für die Majorität der preußiſchen N 
denſchaft; er vermiſſe eine Erklärung derſelben, wie fie die franzöſiſche Re⸗ 
ierung 1807 von dem pariſer Sanheadrin eingefordert habe. Falls der 
Nachweis vervollſtändigt werde, auch durch die ſtatiſtiſchen Belege über die 
Perſonen der Petenten gegen den jetzigen Judeneid, könne er eventuell für 
die Vorlage ſtimmen. } i 5 N 

Abg. Leu: Die jesigen Formalitäten des jüdiſchen Eides ſeien abge: 
ſchmackt; die Vorlage gebe den Juden das Vorrecht einer einfachen und wür⸗ 
digen Eidesformel; er wünſche die Verallgemeinerung derſelben, wie wir ſie 
jetzt ſchon im Verfaſſungseide und im Geſchworeneneide hätten; er werde 
für das Amendement Waldeck ſtimmen; eine höhere Verpflichtung als „ſo 
wahr mir Gott helfe“ konne es nicht geben. Der confeſſionelle Charakter 
der Eidesformel ſei vom Standpunkte des Staates ein Uebel; wer an 
ür dhe nicht glaube, könne in der Bekräftigungsformel leicht eine Hinter: 

r ſehen. 

Abg. Wagener: Die jetzige Eidesformel der Juden beruhe nicht etwa 
auf einer Schrulle, wie der Commiſſions⸗Bericht vermuthen laſſe, auch nicht 
auf Haß und Mißtrauen gegen die Juden, ſondern auf Vorſchlägen der an⸗ 
erkannteſten jüdiſchen Gelehrten und Rabbiner ſelbſt; damals als die preu⸗ 
ßiſche Gerichtsordnung redigirt worden, ſei man mit der Geſetzgebung etwas 
vorſichtiger umgegangen als jetzt (Murren rechts); die in dieſe Gerichtsord⸗ 
nung aufgenommene Formel ſei präciſirt von einem jüdiihen Gelehrten, 
von den Vertretern der Judenſchaft gebilligt u. ſ. w. Damals hätten die 
zn noch geglaubt, ein Meineid laſſe ſich ſühnen von einem Rabbiner. 
Die Auffaſſung des Talmud und ſolcher Juden wie Moſes Mendelsſohn, 
Ben Akiba u. a. ſei doch jetzt 5 5 nicht ſpurlos im jüdiſchen Volke ver⸗ 
ſchwunden; wodurch ſei eine ſolche Veränderung wahrſcheinlich oder glaub⸗ 
haft gemacht? — Zum Beweiſe, wie geneigt die Juden zu Mental⸗Keſer⸗ 
vationen ſeien, berufe er ſich auf die Schrift eines frühern Oberrabbiners 
von Berlin; darin heiße es z. B. wenn der Jude beſchwören ſolle, kein 
Darlehn empfangen zu haben, ſo könne er in Gedanken eine alte Gegenfor⸗ 
derung compenſiren. Derſelbe Gelehrte habe ein Gutachten für die Form 
des Fahneneides abgegeben, welches beſtimmend für denſelben geworden ſei; 
derſelbe enthalte die Formel: ich ſchwöre ohne die mindeſte Hinterliſt und 
Nebengedanken, nicht nach meinem Sinne, ſondern nach dem Sinne des 
Allmächtigen und Ewigen. Es lägen allerdings hunderte von Petitionen 
vor und verſchiedene Gutachten, indeß habe den Betreffenden die Frage, um 
die es ſich handle, nicht vorgelegen, dieſelbe habe lediglich die Anrufung des 


Namens Gottes für weſentlich erklärt; damit ſei er allerdings vollſtändig 


diejenigen, die noch nicht auf dem Standpunkte ſtehen, daß der einfache Eid 


einverſtanden; dies ſei bei jedem Eide der Fall. Es ſei aber Niemand be⸗ 
fragt worden, ob auch die Nebengedanken bei jedem jüdiſchen Eide Chriften 
gegenüber berückſichtigt werden ſollen. Einzelne Veränderungen der Faſſung 
und der Formalitäten ſeien allerdings wünſchenswerth, aber ohne amtliche 
und motivirte Gutachten der berechtigten Vertreter der jüdiſchen Gemeinden 
könne er ſeine Genehmigung zu einer ſolchen Veränderung nicht geben. Was 
im Jahre 1806 Geltung gehabt, gelte gewiß auch noch heute. Sodann 
müßten bei ſolchen Vorſchriften nicht blos die Gebildeten, ſondern auch die 
Ungebildeten eines Volkes berückſichtigt werden. Die Regierungsvorlage 
mache es auch ungewiß, ob der jüdiſche Fahneneid ebenfalls geändert wer⸗ 
den ſolle. Aus allen dieſen Gründen müſſe er zur Zeit wenigſtens diefe 
Vorlage ablehnen. 3 

Abg. Dr. Veit: Der. erite Redner habe anerkannt, daß in der vorge 
ſchlagenen Eidesnorm die objektiven Merkmale des Eides vorhanden ſeien 
und nur die ſubjektive Garantie vermißt. Eine ſtatiſtiſche Zuſammenſtellung, 
wie ſie gewünſcht worden, ſei allerdings ſchwer zu erreichen; indeß ſollten 
doch die eingegangenen 500 Petitionen das dringende Bedürfniß nachweisen, 
um ſo mehr, als dieſelben ja nicht von den lauteſten Schreiern ausgegangen 
ſeien, ſondern vielmehr von den Vorſtehern der Gemeinden, alſo von den 
ordentlichen und gewiß berechtigten Sprechern der Gemeinde. Gegen die 
Berufung auf die gewiß bedeutende Autorität Mendelsſohn's habe er dreierlei 
zu bemerken. Die vorhandenen Formalitäten ſeien nicht durch Mendelssohn 
feſtgeſetzt, ſondern aus Verhandlungen deſſelben mit dem Juſtizrath Klein 
hervorgegangen, der ihm einen Entwurf vorgelegt, der dann durch Zufä 
von Klein und Eingaben verſchiedener Juſtizcollegien theils vermehrt, theils 
vermindert worden ſei. Mendelsſohn habe zweitens allerdings ein Gutachten 
abgegeben, dies habe aber nicht der Frage gegolten, welche Formen 5 
den Vorſchriften der jüdiſchen Religion für den Eid der Juden weſentli 
erforderlich ſeien, ſondern nur die Formen präciſirt, die nach dem damals 
geltenden rabbiniſchen Rechte geübt wurden. Seine Antwort auf die erſte 
Frage ſei eine weſentlich andere geweſen, wie ſchon die betreffende Stelle 
des Commiſſionsberichts nachweiſe und aus feinen religiöſen Schriften her⸗ 
vorgehe. Die Rabbiner aber hätten dieſe Formalitäten nur aus der mittel⸗ 
alterlichen Rüſtkammer herübergenommen in ihre Gerichtsbarkeit, allerdings 
mit der Befugniß, jeden Augenblick davon zu dispenſiren und auf den reli⸗ 
iöſen Eid zurückzukommen. — Endlich habe Mendelsſohn bei Abgabe feines 
Gytachtens als kluger Mann gehandelt, indem er den beſtehenden Verhält⸗ 
niſſen gegenüber einen Compromiß gemacht. Ihn hätten die viel ſchlim⸗ 
maren Formen der Reichskammer⸗Gerichtsordnung, die auch in Vorſchlag 
wgren, geſchreckt; deshalb ſei auch ſein Gutachten ein Reſultat ſeiner Theo⸗ 
logie und Philoſophie. Wenn der Abg. Wagener frage, was ſich denn ſeit 
80 Jahren verändert, ſo antworte er, daß die Ueberzeugung endlich Eee 
gegriffen, daß die Vorausſetzung aller jener NE das tiefſte Miß⸗ 
trauen gegen die Juden, unbegründet ſei. Auffallend ſei es ihm geweſen, 
von dem Abg. Wagener geradezu Redlichkeit und Schlichtheit im Handel und 
Wandel von dem Beſitz der Bildung abhängig gemacht zu ſehen, der Un⸗ 
gebildete könne der beſte Menſch, der Gebildete der größte Schuft ſein 
(Sehr wahr! rechts). Gegen den Meineid aber ſei das Strafgeſetz da. Alle 
Autoritäten, die für die Juden von Gewicht ſeien, hätten ſich im Sinne der 
gegenwärtigen Vorlage ausgeſprochen; einzelne Rabbiner ſeien nicht maß⸗ 
gebend. Er bitte dies Haus, die Regierungs⸗Vorlage anzunehmen und damit 
den letzten Reſt der Folter zu tilgen, der ſich in den mittelalterlichen For⸗ 
malitäten des Judeneides erhalten habe. (Lebhaftes Bravo.) 5 

Juſtizminiſter v. Bernth: Die Juſtizcomm. habe einſtimmig die An⸗ 
nahme der Vorlage empfohlen, und wenn dieſelbe auch ausſchließlich aus 
rechtskundigen Mitgliedern beſtehe, ſo ſei es doch beachtenswerth für das g 
Vedürfniß der Vorlage, daß alle Provinzen unſers Staats in der Comm. x 
vertreten ſeien. Die Gegner der Vorlage hätten auch das Bedürfniß nicht 
abgeleugnet, und Abg. Reichenſperger habe eigentlich nur eine Aufklärung 
über das Verhältniß der Petenten zu der Geſammtzahl der Juden im 
Staate gewünſcht. Nach dem ihm vorliegenden ſtatiſtiſchen Material ſei die 
Zahl der jüdiſchen Gemeinden im Staate gewiß nicht über 500, unter allen 
Umſtänden nicht 600. Dagegen ſeien für die Vorlage Petitionen von mehr als 
400 Gemeinden eingegangen, und das beweiſe zur Genüge, wie groß der Wunſch 
nach einer Abänderung unter den Juden ſei. Von keiner Seite aber ſeien 
Gegenpetitionen eingegangen; es ſei deshalb kein Parteikampf unter den 
Juden, ſondern es herrſche eine ſehr weſentliche Uebereinſtimmung. In 
Bezug auf die Eidesformel ſei keine weſentliche Abänderung vorgeſchlagen, 
und er glaube daher, daß auch der Abg. Wagener mehr den Schwerpünkt 
ſeines Widerſtandes in den Formalitäten finde; darin ſei er aber vom letz⸗ 
ten Redner gründlich und ausführlich widerlegt. Zu den zahlreichen Peti⸗ 
tionen treten aber noch die bereits erwähnten Zeugniſſe jüdiſcher Ober⸗ 
Rabbiner und Gelehrter, ſowie das Gutachten der braunſchweiger Rabbiner⸗ 
Verſammlung. Preußen ſei nicht der erſte Staat, der auf dieſem Gebiete 
Abänderung ſchaffe; Oeſterreich, Baiern und andere Staaten ſeien bereits 
vorangegangen, und dadurch werde die Berathung der Vorlage wohl aner⸗ 
kannt werden. Schließlich erklärt ſich der Miniſter gegen das Amendement 
Waldeck, welches eine ganz andere Materie behandele. Die durch daſſelbe 
angeregte Materie dürfte eher bei Berathung der Civil⸗Prozeß⸗Ordnung ihre 
Erledigung finden konnen. 

Berichterſtatter Dr. Gneiſt: Moſes Mendelsſohn, für welchen der Abg. 
Wagener eine förmliche Begeiſterung an den Tag gelegt, habe keinen ſtär⸗ 
keren Eid als den unter Anrufung Gottes gekannt; die Formel des jüdi⸗ 
ſchen Eides habe weniger den Zweck gehabt, die Juden zu binden, als die 
chriſtliche Obrigkeit zu beruhigen. Wenn man ſage, daß kein ausreichendes 
Material vorhanden ſei, ſo frage er, wen man denn noch hören ſolle? Ein 
Sanhedrin gebe es nicht, dafür ſei aber das Gutachten eines hochgeachteten 
Rabbiners mitgetheilt, dazu komme das der braunſchweiger Rabbiner⸗Ver⸗ 
ſammlung und ein halbes Tauſend Petitionen jüdiſcher Gemeinden. An 
wen ſolle man ſich alſo noch wenden. Die Gegner kämen immer wieder 
mit dem Einwand, das ſeien keine rechten echten Juden, die das verlangen. 
Dieſer Einwand entſpringe wohl weniger einem religisſen, als einem poli⸗ 
tiſchen Bedenken und es liege ihm eine politiſche Aoneigung zu Grunde. 
Es komme den Gegnern wohl ſo viel darauf an, dem Judeneid eine kon⸗ 
feſſionelle Formel, als den Juden felber etwas anzuhängen. (Heiterkeit). 

Es folgt die Spezialdiskuſſion zu § 1, der die neue Edesformel ausſpricht. 

Abg. Wagener: Er ſei weder für Moſes Mendelsſohn begeiſtert, noch 
habe er ſich begeiſtern wollen. Ihm falle bei dem vorliegenden Streit der 
Ausſpruch Napoleons ein, daß die Geſchichte nichts weiter ſei, als eine fable 
convenue. Man behaupte fort uud fort, daß die jüdiſche Nation durch den 
ungerechten Druck der Chriſten demoraliſirt worden ſei. Dieſer Satz ine 
feine Widerlegung ſchon in der römiſchen Geſchichte des liberalen Prof. 
Mommſen, aus welcher hervorgehe, daß die Juden ſich überall gleich geblie⸗ 
ben ſeien, und unter den römiſchen Kaiſern dieſelben geweſen ſeien wie heute. 
Der Druck habe ſie nicht verſchlechtert und nicht verbeſſert. — Hr. Veit habe 
gejagt, daß die rabbiniſche Jurisdiction den Juden durch die Chriſten auſ⸗ 
gedrängt worden ſei; die ganze rabbiniſche Jurisdiction beruhe aber auf d 
eigenſten Grundſätzen des jüdiihen Volkes, des Talmuds. Es ſei alſo eine 
Verleumdung, von Aufdrängen zu ſprechen. Die ganze Thätigkeit der Rab: 
biner und des Talmuds ſei dahin gegangen, nicht etwa den chriſtlichen Re⸗ 
gierungen Conceſſionen zu machen, ſondern zwiſchen Chriſten und Juden 
einen Zaun zu errichten. Moſes Mendelsſohn ſei nicht blos ein kluger Jude 
geweſen — kluge Leute ſeien die Juden faſt alle (große Heiterkeit) — er 
habe bei ſeiner Deduction auch eine ganz beſtimmte theologiſche Anſchauung 
ausgeſprochen über die Stellung der einen Eid leiſtenden Juden gegenüber 
der chriſtlichen Obrigkeit, und der Abg. Veit hätte auseinander ſetzen ſollen, 
wie Mendelsſohn als aufgeklärter und zugleich frommer Jude zu ſolchen 
Aeußerungen gekommen ſei. Er (Redner) habe nicht geſagt, daß die Formel 
des Judeneides den Zweck habe, den Eid feierlicher zu machen; dieſe Formel 
ſei vielmehr darauf berechnet, diejenigen religibſen Anſchauungen, welche die 
Giltigkeit des Eides in Zweifel ſtellen, durch Belehrung zu entkräften. Das 
ſei die Bedeutung des Judeneides früher genelen, das fei ſie noch heute. 
— Er habe noch auf den komiſchen Einfall zu antworten, daß er die Mo: 
ralität von der Bildung abhängig mache. Die Moralität ſei nach feiner 
Anſicht abhängig von der vefigtöfen Bildung, fie ſei ein Reflex der reli⸗ 
gidſen Ueberzeugung. Die jetzige Eidesformel müſſe feſtgehalten werden für 


rechtsverbindlich ſei. Er würde es als einen Fortſchritt betrachten, wenn 
das Geſetz dem Richter die Macht gäbe, in einzelnen Fällen von der jetzigen 


Der 


Studenten — 
ten — hielten die Ordnung 


Zahl vertreten, 
niutin war geſtern und heute zugegen, 
i gebeugter Stellung, 
Scchauſpiel in der Krakauer⸗Vorſtadt um das Muttergottesbild vor der 
Blernhardiner⸗Kirche ſich wiederholen. 
Kleidern find verdoppelt, 
tationen einen politiſchen 

nicht zu ermeſſen. 


Formel zu dispenſiren, denn er ebe zu, daß ſie hie und da entbehrlich ſei, 
aber unbedingt und in allen Fallen ſei ſie nicht entbehrlich. r 

Abg. Dr. Veit: Es ſei ihm nicht eingefallen, zu ſagen, daß das juͤdiſch⸗ 
rabbiniſche Recht nicht auf eigenem Boden gewachſen, ſondern dem Juden⸗ 
thum aufgedrängt ſei; er habe nur in Bezug auf den vorliegenden Fall be⸗ 
— tet, daß die übliche Eidesformel nicht aus dem Boden des jüdiſchen 

echts entſproſſen, ſondern von außen eingedrungen fei. 
81 wird mit ſehr überwiegender Mehrheit angenommen. Dagegen 
ſtimmen die Fractionen der Linken und die Fraction Reichenſperger. 

Bei § 2 Aufhebung der entgegenſtehenden Beſtimmungen) nimmt der 
Abg. Waldeck zur Vertheidigung feines Amendements das Wort. — — 
bezwecke die bei politiſchen Eiden übliche Formel auch auf den Eid der Zeu⸗ 
gen, Parteien ıc. auszudehnen. Daß eine ſolche Formel bei den Juden be⸗ 
denllich ſei, darüber habe er freilich hie und da noch Zweifel; aber daß ſie 
bei Chriſten unbedenklich ſei, werde doch Niemand in Zweifel ziehen. Wenn 
ein Chriſt bei Gott ſchwöre, ſo ſei das ein richtiger riſtlicher Eid nach all 
und jeder Confeſſion. Es gebe in feiner Confe ſion ein Dogma, welches 
einen ſolchen Eid nicht für giltig hielte. Als Autorität citire er einen Aus⸗ 
ſpruch aus Böhmers canoniſchem Recht, nach welchem ein Eid giltig ſei „etiam 

er unum verbum: jura“, ſchon durch das eine Wort: 15 ſchwöre. In 
rankreich und Belgien, alſo überwiegend katholiſchen Ländern, ſei die Eides⸗ 
ormel: je le jure, ich ſchwöre es! — Das aus der Civilprozeß⸗Ordnung 
ergeholte Bedenken ſei nicht ſtichhaltig, und er mache darauf aufmerkſam, 
daß der deutſche Juriſtentag in der Fachcommiſſion faſt autem im Ple⸗ 
num mit ſehr großer 11 5 ſich für die Einführung einer allgemeinen 


und man könne eine ſolche Autorität 


3 g über N. 
chriſtlichen Zeiten ſei die Eidesſormel eine einfache 


ſtimme nicht immer überein mit dem Voltsgefühl, und darauf 
an. Außerdem enthalte der Vorſchlag eine nconſequenz gegen den § 1, 
mendement angeregte Frage 


eifiſch Confeſſionelle ausſchließe. — Ab 
das Amendement angenommen werde, 
Vorlage geändert werden. Die gegenwärtige Ueberſchrift handle von dem 
„Eide der Juden“ und es würde noch en werden müſſen „und beis 
läufig auch der Chriſten.“ (Heiterkeit) Er ſtimme 
feſtgeſetzt ſei, was nun an bie Stelle der aufgebo 
nung treten ſolle. — Abg. v. Ammon: Die 
dem Vorſchlage des Abg. Waldeck einverſtanden, und wenn derſelbe abge⸗ 
lehnt worden, fo ſei dies nicht geſchehen, weil man die Berechtigung deſſel⸗ 
ben nicht anerkannte, ſondern aus praktiſchen Gründen, weil man glaubte, 
daß bei einem weitern Eingehen auf daſſelbe das Schidjal der Vorlage ges 
fährdet werden möchte. Man glaubte, daß ein ſo . Bedürfniß bei 
den andern Eiden nicht vorliege, als bei den jüdiſchen Eiden. Er beantrage 
5 — Ablehnung des Amend. Waldeck, für welches eine materielle Ueber⸗ 
Majorität des Hauſes vorhan⸗ 


wäre es jetzt um ſo mehr an der Zeit, eine allgemeine 
Feierlichkeit des Eides werde dadurch gehoben, 
Gottes von allen Zuſätzen entkleidet werde. 
Abg. Strohn: Das Amend. ſei eine Verbeſſerung der Geiehoebung und 
müſſe deshalb in Erwägung genommen werden. Trotzdem erkläre er ſich ge⸗ 
en das Amend. aus eſchäftsordnungsgründen. Die eee e⸗ 
Kimme, daß die Amendements mit dem Hauptgegenſtande im weſentlichen 
Bufammenbange ſtehen müſſen; dieſen Zuſammenhang zwiſchen dem Amend. 
und der Vorlage vermiſſe er. Das Amend. handle von dem. allgemeinen 
Eide der Chriſten, während die Vorlage ein Spezialgeſetz für die Juden ſei. 
Auch der Referent empfiehlt die Ablehnung des Amendements, da keine Ver⸗ 
anlaſſung in dieſem Augenblicke vorliege, eine ſolche Beſtimmung zu erlaſ⸗ 
jen zumal der Juſtizminiſter erklärt habe, daß die Regierung mit der Ange⸗ 
egenheit beſchäftigt ſei und wo man damit umgehe, eine allgemeine deutſche 
Eidesformel herzustellen. Das vorliegende Geſetz ſolle dringenden und ge⸗ 
rechten Beſchwerden abhelfen; durch den Zuſatz aber würden die Gegner der 
Vorlage verdoppelt werden. Mit der Tendenz des Antrages ſei die Juſtiz⸗ 
commiſſion im Weſentlicheu einverſtanden. 
Bei der Abſtimmung wird das Amend. abgelehnt, § 2 nach dem Vor⸗ 
lade der Comm. 8 Damit iſt die Berathung der Vorlage 
endet; eine in dem Berichte erwähnte Petition auf Abänderung des jüdi: 
ſchen Dienſteides wird dem Comm.⸗Antrage gemäß ohne Debatte durch 
Uebergang zur Tagesordn. erledigt. (Schluß folgt.) 


Berlin, 6. April. [Amtliches.] Se. Mai. der König haben 
allergnädigſt geruht: Die Kreisrichter Tütſcher in Bublitz, v. Deſſau⸗ 
niers in Köslin und Galſter in Lauenburg zu Kreisgerichtsräthen 
zu ernennen, den Rechtsanwalten und Notaren Mehring in Neu⸗ 
ſtettin und Deetz in Belgard den Charakter als Juſtizrath und dem 

Kreisgerichts⸗Sekretär und Depoſital⸗Rendanten Blieſener in Stolp 
den Charakter als Rechnungsrath zu verleihen. — Der Sanitätsrath 
Dr. Leonhard zu Mühlheim a. d. Ruhr iſt zum Kreis⸗Phyſikus des 
Kreiſes Duisburg ernannt worden. — Am Gymnaſium zu Landsberg 
a. W. iſt die Anſtellung des Dr. Nieländer als ordentlicher Lehrer 
genehmigt worden. — Die Schulamts⸗Kandidaten Dr. Franz vorm 
Walde und Dr. Johann Baptiſt Conrad ſind bei dem Gym⸗ 
naſium zu Koblenz als Ordentliche Lehrer angeſtellt worden. (St. A.) 


Nuß land. 

„* Warſchau, 5. April. Eine größere Verſammlung als ges 
fiern fand heute in der Senatorenſtraße vor der Reformatenkirche, d. h. 
von da ab bis in alle anſtoßenden Straßen ſtatt. Alles in tiefe Trauer 
gehüllt, kniend, und ein Lied mit herzergreifender Melodie ſingend! 
Eindruck iſt ſchauerlich. Die den Text des patriotiſchen Gebetes 
ſingen oder vielmehr wimmern die Melodie nach. Kleine 
ſo nennt man hier die Schüler der höheren Lehranſtal⸗ 
aufrecht, ſo daß die Vorübergehenden un⸗ 
Auch die ſtädtiſche Polizei war in geringer 
Der Kriegsgouverneur Pa⸗ 
mit entbloͤßtem Haupte und 
Heute Abend ſoll daſſelbe 


nicht kennen, 


gehindert paſſiren konnten. 
um Wagen fernzuhalten. 


wie zum Gebete. 


Die Trauerzeichen an Hüten und 
verdreifacht. Ob dieſe ſogenannten Demon⸗ 
Zweck beabſichtigen oder erreichen werden, iſt 
Eine Organiſation läßt ſich in dem Allem nicht ver⸗ 
kennen, die Mäßigung und Ruhe des Volkes muß ſelbſt der feindlich 
Geſinnte bewundern. Wo hat dieſes Volk die Weihe und Reife em⸗ 
pfangen? In der Schule harter Leiden; Muchanow hat es reif ge⸗ 
macht, obwohl er die Schulen ihm genommen oder verkümmert hat. 


geoen den $ 2, weil nicht 


ommiſſion ſei materiell mit 


Wieder hat ein würdiger A 
Geheimrath Drzewiecki, 

eigenes (2) Verlangen“ 
auf eigenes Verlangen geilü 
einer Laſt enthoben 

Ober⸗Prokurator im 
worden. 


worden. 
Senate, Wirkl. Staatsrath Wolowski, berufen 


mtsbruder Muchanow's das Feld geräumt. 
Direktor der Juſtizj⸗Commiſſion, iſt „auf 
das iſt hier Amtsſtil, auch Muchanow iſt 
rzt worden — ſeines Amtes und das Volk 
Zum interimiſtiſchen Nachfolger iſt der 


Ein Polizei⸗Commiſſar hatte ſich vor einigen Tagen erlaubt, einen 


Droſchkenkutſcher von den 
ſchlagen zu laſſen, weil der 
den gefahren hatte, 


auf ſeinem Hofe ſtehenden Koſaken krank 
Arme, der den großen Herrn einige Stun⸗ 


beim Anrücken des Abends um Entlaſſung gebeten 


hatte, da das jüdiſche Oſterfeſt — es war ein jüdiſcher Kutſcher — ihm 


zu fahren verböte. 
niß des Ober⸗Polizeimeiſter 


Die Bürger⸗Delegation hatte den Fall zur Kennt⸗ 


8 gebracht und dieſer die Suspenſion des 


Commiſſars von ſeinem Amte und die gerichtliche Unterſuchung ange⸗ 


ordnet. Iſt dies an und für ſich 
ſchritt in der Polizei⸗Verwaltung 
ärgere Dinge ungeſtraft blieben, 


zu werden, daß der Ober- 
niß bringt. Vor wenigen 
gere Frau 
gegangen, 


ſchon als ein außerordentlicher Fort⸗ 
zu betrachten, da früher noch weit 
ſo verdient noch mehr hervorgehoben 
olizeimeiſter dies heut zur Öffentlichen Kennt: 


Jahren noch iſt ein Adjunct, der eine ſchwan⸗ 
auf der Straße durch einen Fußtritt getoͤdtet hatte, frei aus⸗ 
dagegen der klagende Ehegatte der Getöͤdteten mit Noth aus 


dem Gefängniß befreit worden! 
Die Muchanow'ſche Saat iſt noch nicht ganz erſtorben. Nach 


Lublin brachten vor einig 


genoſſen gefangen zur Stadt, 
gen ihre Herren aufzuwiegeln verſuchten. 

nach vielen Katzenmuſiken Trauergebete auf 
Ein Geiſtlicher trat auf eine Erhöhung, dankte den Bauern 


wurden. 


en Tagen mehrere Bauern zwei Standes⸗ 
welche die Landleute zum Aufſtande ge⸗ 
Sie kamen an, als eben 
offenem Markte geſungen 


für die patriotiſche That der Liebe zu ihren Herren, wies ſie auf die 


Eintracht hin, welche hier 


Bekenntniſſe ſich eben kundgab, und 
mung des Rabbiners der Stadt. 


die angeblichen aufſtändiſche 


durch die Vereinigung aller Stände und 
beſiegelte ſeine Rede durch Umar⸗ 
Schließlich ermittelte es ſich, daß 
n Bauern zwei als ſolche verkleidete Execu⸗ 


toren des Kreisamtes in Kraſnoſtaw waren. 


Beamte, öffentliche Gebete, 


Heute hat der 
Inauguralſitzung gehalten. 


in allen größeren Städten des Landes. 
können derartige Berichte nicht aufnehmen, 
auf Privatbriefe und mündliche Nachrichten angewieſen, auf deren 
Authenticität Sie ſich übrigens verlaſſen dürfen. 

hieſige proviſoriſche Stadt⸗Munieipalrath feine 


Ueberhaupt wiederholen ſich Demonſtrationen gegen mißliebige 


Bildung von ſtädtiſchen Delegationen dc. 
Die hieſigen Zeitungen freilich 
und Ihr Berichterſtatter iſt 


Ein Mitglied deſſelben hat, bei der hier 


noch herrſchenden Unklarheit über Executiv⸗ und Legislativgewalt, es 


für nöthig erachtet, 
(Lawniki) klar zu machen, 


ſich zu Herzen nahmen. 
Nachſchrift. 
Nr. 150 erlaube ich mir, 
gegen Director und Cenſor 
ten geleitet war. 
Briefe aus Kiew meld 


werde ich wohl im Stande 
herrſcht hier die größte 
aus der nächſten Umgegend 


men kann. Alſo factiſch Belagerungszuſtand. 
au, 6. April). [Die Auflöſung des land⸗ 


AT Warfich 


wirthſchaftlichen Vereins.] 
Bekanntmachung des Adminiſtrationsrathes des Königreiches: 
Namen Sr. Majeſtät des Kaiſers Alexander II., Selbſtbeherr⸗ 


ſtehende 
„Im 


ſcher aller Reuſſen, Königs v 


Den Berichterſtatter 
dahin zu berichtigen, 


Kampf zwiſchen Militär und Volk ſich entſponnen hätte. Morgen 


den vollzählig verſammelten beſoldeten Schoͤffen 
f daß ſie in dieſer Verſammlung weder Stimm⸗ 
recht noch Debattirungsbefugniß hätten, 


was die Herren auch devoteſt 


T der Schleſischen Zeitung in 
daß die Demonſtration 
Tugendhold von Akademikern und Studen⸗ 


en, daß dort Unruhen ausgebrochen und ein 
ſein, Näheres zu berichten. Inzwiſchen 
Strenge im Paßweſen, ſo daß man 
nicht ohne Paß nach unſerer Stadt kom⸗ 


Die Blätter enthalten heut nach⸗ 


on Polen, Großherzogs von Finnland u. ſ. w. 


Der Adminiſtrationsrath des Königreichs. 


Der landwirthſchaft 


bung des Ackerbaues ins Leben gerufen, 
letzten Zeit trotz ſeines Statutes 
den gegenwärtigen Verhältniſſen, 


n einzig und allein zur He⸗ 
entſpricht in Folge der in der 
angenommenen Haltung, nicht mehr 
weshalb auf beſondere Ermächtigung 


liche Verei 


Sr. kaiſerl. köͤnigl. Majeftät beſtimmt wird: 


Art. 1. 
12/4. November 
Art. 2. Die 


Der landwirthſchaftliche Verein, durch den Ukas vom 
1857 ins Leben gerufen, wird aufgelöft. 
Regierungskommiſſion des Innern wird ein Projekt, 


betreffend die Errichtung von landwirthſchaftlichen Vereinen (Kommiſ⸗ 
ſionen), für die verſchiedenen Kreiſe des Königreichs ausarbeiten und 
zur Beſtätigung höheren Ortes vorlegen; 


Art. 3. 


Der Remanent der Kaſſe des Vereines wird bei der 


Bank von Polen depoſitariſch niedergelegt, um denjenigen, welche ein 
Recht daran haben, zurückgegeben zu werden. 


Die Ausführung vorſtehender Verordnung, 
der Kommiſſion des Innern aufgegeben. 
4. April (23. März) 1861. 


aufzunehmen iſt, wird 


Warſchau, den 


Der Statthalter General⸗Adjutant 


welche ins Geſetzblatt 


Fürſt Gortſchakoff.“ 


) S. d. tel. Dep. in Nr. 160 d. Z. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗ Nachrichten. 


Paris 
Zproz. eröffnete zu 67, 80, 
zu dieſem Courſe. 
Schluß⸗Courſe: 
Spanier —, Iproz. 
Eiſenbahn⸗Aktien 462. 
—. Oeſterr. 
Conſols 91%. 
öproz. Ruſſen 101. 
Wien war 15 Fl. 50 
ſten Bankausweis 
vorrath 13,000,130 Pfd. St. 
Wien, 6. 


Wien —, — a 
Hamburg, 6. April. 

wärtks ſehr ſtille. 

los. Oel pr. Mai 23, pr. 
Liverpool, 6. April. 

Preiſe höher. Orleans 7%, 


6. April, * 
e 
Conſols von Mittags 12 Uhr waren 91 
Zproz. Rente 67, 70, 
Spanier 41%. Silber⸗Anleihe —. 
Credit⸗mobilier⸗Aktien 647. Lomb. Eif 
Kredit⸗Aktien —. 
London, 6. April, Nachm. 3 Uhr. 
Iproz. Spanier 41%. 
4 K proz. Ruſſen 91. 
r., auf Hamburg 13 Mk. 9 
beträgt der Noten-Umlauf 19,823,970 Pfd., 


April, Mittags 12 Uhr 30 Min. 


ankfurt a. M., 6. April, Nachm. 2 Uhr 30 


Neueſte öſterr. Anleihe 53. 
Mainz⸗ 


Roggen loco flau, 
5 Oktober 24. 


3 Uhr. Der Verkehr blieb beſchränkt. Die 
auf 67, 70 und ſchloß unbelebt und träge 
eingetroffen. 
4 proz. Rente 95, 10. Zproz. 
Oeſterr. Staats⸗ 
enbahn⸗Aktien 


Börfe ſehr flau. Bedeckter Himmel. 
Mexikaner 24%. Sardinier Bl, 
Der geſtrige Wechſel⸗Cours auf 
Sch. Nach dem neue⸗ 
der Metall⸗ 


Minuten. 


chluß⸗Courſe: 


1. 4% proz. Metallig. 
48%. Oeſterr.⸗Franz. 
542. Oeſterr. Credit⸗ 
Eliſabetbahn 118%, 
A. 99. 

Sehr feſt, aber auch 
Oeſterr. Credit⸗ 


Ludwigshafen Litt. 


emarkt.] Weizen loco flau, ab aus⸗ 
ab Oſtſee unverändert und geſchäfts⸗ 

Kaffee beſchränktes Geſchäft. 

[Baumwolle.] 20,000 Ballen Umſatz. — 
Upland 7%. 


Getreid 


Berliner Börse vom 6. April 1861. er 


Fonds- und Geldeourse. 
Freiw. Staats-Anleihe4½ 101 ½ G. 


Pfandbriefe 


Rentenbriete 


= 


Poln. P andbriefe ... 


ubhpuun| > 
= 
»>o| o»Z| >| | 8 
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Die Börſe war heute unthätiger als geſte 


Berlin, 6. April. 1 
Namentlich hatte ſich das A 


Allgemeinen aber feſter. { 
Staatseffetten ganz zurückgezogen. In Eiſ 
Ganzen unverändert, von den klein 
und angetragen, w 
u gedrückten Gourfi j 
cht wurden. Durchſchnittlich 
matt. In öſterr. Effekten war 
was höher und ſämmtlich feſt. 
Anſpruch genommen wi 

Von den Credit⸗Effe 
namentlich wurden Deſſauer um % 
Operationen bis 1 
Courſe von 13 Es iſt dies d 
die ſtarken Verkäufen 


ute geſucht und noch 4% hoͤher als 
nige Stücke wurden mit 123 gegeben, 
bemerkbares Angebot. 

heute Anhalter mit 114 gefragt und 
berſchleſiſchen war das Geſchaͤft ein we⸗ 
en nicht bedeutenden Summen 

r mit 121 — 20% gehandelt. 
Einnahme per März wiſſen. 
haben, und ſelbſt mit 
die 4½ % ſelbſt 4 % 
und Rentenbrie⸗ 


ieb die Haltung im 
ſen beſonders bl 
ährend von den ſchweren Aktien manche, 
en nicht leicht anzubringen waren, heute dazu eher ges 
war aber die Haltung der Eiſenbahnaktien 
das Geſchäft ſtill, die Courſe aber meiſt et⸗ 
Der Geldmarkt ift flüſſiger, da er wenig in 


kten waren die kleinen Couliſſenpapiere heute in gu⸗ 
Fra 1 auf 12% geſteigert und 
ſchließlich noch durch forcirte 
luſt erhielt ſich noch bis 
wiederkehrende Erſcheinung, 


pflegt. 
1 Vankantheile waren auch 
nicht zu erlangen; ei 


vorherzugehen oder ſie zu 


B 
geſtern mit 122% n ungen 
doch war auch zu dieſem Courſe kein 


Von Eiſenbahnaktien waren au 


per Caſſa in eini 
rden ſie jedoch per ult. 
ſehr großen Minder 
€ 86% nicht mehr zu 
Auch die Anleihen waren feiter, 
das Geſchäft aber ſehr ſchwach. In Pfand⸗ 


bei mäßigen Umſätzen angenehm. Hol⸗ 
uch Banco fand Nehmer, doch waren 


Mittelſichten ließen ſich ſchwer 
Diskonto verſchieden. 
chten waren übrig. Kurz Wien un⸗ 
e Mittelcourſe in beiden Sichten 
Hurt fand Frage, auch Peters⸗ 
r kurz Warſchau, 
(B.- u. H.⸗Z.) 


am Markte, meiſt wu 
Man wollte von einer 
ſcheine waren zu 


In Wechſeln war die Stimmung 
land war beliebt, langes 4 erhöht, a 
e Sichten eher am M 
doch fehlte es nicht an Material, 
en Briefen ſtellte ſich! 
b zu laſſen; kurze Si 
verändert, langes % theurer (gegen ge 
Thaler nachgebend). Augsbur 
burg zeigte ſich beliebt. Bremen 
wovon lange Briefe ſehr flau waren. 


begeben; bei kur 
Thaler erhöht, b 


onnte man laſſen, wenige 


000 70-84 Xhle, 83—Sipfd. weiße 
fd. bez. — ggen loco 80— 
ufener Kündigungsſchein a 43 Thlr. 


Slpfd. 44 Thlr. frei 
Nähe Sapfd. 4 Thlr., 


uni 24% Thlr. be 


bir. bez. und Br., 20% Thlr. Gld., Ju 
„ Thlr. Br., 20% Thlr. Gld., Aug.⸗Septbr. 
Sept.⸗Oktbr. 19% 


lau, 8. April. [B 
te von Bodenlägern und bei ru 
ſämmtlicher Getrei 
ſaaten behauptet. — 


roduktenmarkt.] Sehr mäßige Zufuhr 
higer Haltung wie geringe Kaufluſt 
dearten keine Aenderung. — 
ftill, pro 100 Quart oo 19%, Apr 


u — en 


— — N 

80 84 88 92 Winterraps. 
. 75 80 84 89 ‚Winterrübjen 
60 65 70 72 Schlagleinſaat 
5 


70 75 78 80 82 


BrennersWeizen . 70 75 80 85 93 


28 30 32 33 Rothe Kleeſaat 10 1 
. 9 10 10% 11 11% 


Darmſt. Bank⸗Aktien Haf 


. . 42 45 47 50 
Theater⸗Repertotre. 


1. Neu bearbeitet von Eduard 
Recitative arrangirt von W. Kallimoda. 

t Zum erſten Male: „Die 
dle Dreiſtigkeit.“ Schauſpiel in 5 ut 
r die deutſche Bühne bearbe 


Komiſche Oper in 


Dinstag, den 9. April. 
öffentliche Meinung, oder: 
nach „Les Effrontés“ von Em 
von Emil Neumann. 

R. Bürkner in Breslau. 
(W. Friedrich) in Breslau. 


Druck von Graß, Barth u. Comp. 


